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Kontaminierter Pazifik
Japanmöchte Kühlwasser aus demAKWFukushima insMeer leiten – undmacht sich damit keine Freunde unter den Anrainerstaaten

ACHIM BRUNNENGRÄBER,
LILA OKAMURA

D ie japanische Regierung
und Tepco, der Energie-
versorger und Betreiber
von Kernkraftwerken

(KKW) in Japan, befinden sich in
einer verzwackten Situation. In den
nächstenMonatensolldamitbegon-
nen werden, tritiumhaltiges Wasser,
das bei der Kühlung des 2011 hava-
rierten KKW Fukushima Daiichi an-
fällt, durch einen 800 Meter langen
Untersee-Tunnel in den Pazifik zu
leiten. Anrainerstaaten, Umweltver-
bände und die Fischereiindustrie
protestierenheftig dagegen.

Das Thema stand auch beimG7-
Gipfel im April in Japan auf der Ta-
gesordnung. Zwar war der Gipfel
den Themen „Klima, Energie und
Umwelt“ gewidmet, der japanische
Umweltminister spielte dabei aber
keine wesentliche Rolle. Das METI,
das Ministerium für Wirtschaft,
Handel und Industrie (Ministry of
Economy, Trade and Industry), war
federführend. Es ist ein starker Ver-
fechter der Atomenergie. Es hatte
eifrig versucht, dass die „Einleitung
des verarbeiteten Wassers“ im Ab-
schlusskommuniqué der G7 gebil-
ligt wird. Darin sollte festgehalten
werden, dass die Verklappung we-
der für Menschen noch für die Um-
welt schädlich sei.

Die G7 hat dem aber nicht zuge-
stimmt. Der entsprechende Passus
wurde im Paragraf 71 des Kommu-
niqués – insbesondere auch auf Ini-
tiative der deutschen Delegation
hin – abgeschwächt. Im Kommuni-
qué steht auch, dass Japan hinsicht-
lich des Rückbaus und der Auf-
räumarbeiten in Fukushima gut vo-
rankommt. In Fukushima läuft aber
längst nicht alles nach Plan. Das
Gegenteil ist der Fall, wenn die er-
heblichen Schwierigkeiten Japans
bei den Stilllegungs- und Rückbau-
maßnahmen genauer betrachtet
werden. Sie haben bereits über 84
Milliarden (!) Euro gekostet.

Aber nicht nur das: Die geplante
Einleitung des aufbereiteten radio-
aktiven Wassers ins Meer könnte
sichnoch zu einemveritablen inter-
nationalen Konfliktfall entwickeln.
In den havarierten Reaktoren 1–3

des AKW Daiichi befanden sich
mehr als 1500 hoch radioaktive
Brennstäbe. Am 28. Februar 2021
wurden die letzten sechs der 566
Brennstäbe aus demReaktorblock 3
entfernt. Im Reaktorblock 1 bleiben
aber noch 392 und im Block 2 noch
615 Brennstäbe. In zehn Jahren
wurde also nur rund ein Drittel der
Brennstäbe geborgen.

Außerdem sind 900 Tonnen ge-
schmolzener atomarer Brennstoff
zu entsorgen. Allerdings fehlen
wichtige Details über die genaue
Menge und den Zustand der Kern-
schmelze im Inneren der Anlage.
Solche Informationen sind aber
notwendig, um die geeigneten
Technologien für die Entfernung
der restlichen Brennstäbe und der
Trümmer zu entwickeln zu können.
Und immer wieder werden neue
Details bekannt. In einer Sitzung
der Atomaufsichtsbehörde am 24.
April 2023 berichtete Tepco, dass
die geschmolzenen Brennelemente
höchstwahrscheinlich Löcher im
Druckbehälter des Reaktorblocks 1
verursacht haben. Zeitpläne sollen
dessen ungeachtet Planungssicher-
heit geben und Sachverstand ver-
mitteln.

Aufbereitetes radioaktivesWasser

Tepco und die japanische Regie-
rung haben bereits Ende Dezember
2011 einenmittel- und langfristigen
„Stilllegungsplan“ formuliert. Dem-
nach sollen die Folgen der Havarie
bis spätestens 2051 beseitigt sein.
Allerdings hat die Regierung ihre
Roadmap bis 2020 schon zum
sechsten Mal überarbeitet. Bis zum
Abschluss der Arbeiten wird es eher
noch ein halbes Jahrhundert dau-
ern. Täglich dringen mehr als 100
Kubikmeter Grundwasser in das
Reaktorinnere, das so radioaktiv
verseucht wird. Tepco hat deshalb
eine sogenannte Eiswand gebaut,
die 2017 fertiggestellt wurde und
das Grundwasser am Eindringen
hindern soll.

Die aufwendige Anlage, die den
Boden um das Kraftwerk gefrieren
lässt, konnte das Eindringen aber
nicht gänzlich stoppen. Zur Lage-
rungdesWasserswurden1000mas-
sive Tanks auf dem Gelände des
KKW aufgestellt. Nach einem hefti-

genErdbeben in der Region imFeb-
ruar 2021 mussten 53 dieser Tanks
umgesetzt werden, da sie sich um
bis zu 19 Zentimeter verschoben
hatten. Deren Gesamtkapazität von
1,32 Millionen Kubikmeter ist be-
reits zu 96 Prozent ausgeschöpft.

Japan will deshalb über Jahr-
zehnte hinweg mehr als eine Mil-
lion Tonnen aufbereitetes Wasser
ins Meer leiten, obwohl es nicht
vollständig von Radionukliden ge-
reinigtwerdenkannundhoheMen-
genTritiumenthält. Tepcowird von
Umweltverbänden wie dem BUND
oder Greenpeace kritisiert, weil es

keine Angaben über die radioakti-
ven Reststoffemacht, die imWasser
verbleiben. Das Verfahren zur De-
kontaminierung, ALPS (Advanced
Liquid Processing System), kann
nur 62 bestimmte Radionuklide be-
handeln. Das Ökosystem des Pazi-
fiks würde folglich belastet, ohne
dass die Konsequenzen genau be-
stimmtwerden können.

Über die Auswirkungen herr-
schen allerdings ganz unterschied-
liche und interessengeleitete Mei-
nungen vor, die von entsprechen-
den wissenschaftlichen Studien
unterfüttertwerden. Sie reichenvon
Unbedenklichkeit bis zur langfristi-
gen Zerstörung der Meeresressour-
cen. Von der IAEA wird die Einlei-
tung des Wassers gebilligt. Sie be-

gleitet den Prozess mit einer Task-
force. Anrainerstaaten wie
Südkorea, China, Taiwan oder der
Inselstaat Mikronesien kritisieren
das Vorgehen dagegen.

Die Verklappung des verseuch-
ten Wassers in den Ozean könnte
zu immensen wirtschaftlichen Ein-
bußen führen, wenn Exportbe-
schränkungen verhängt werden
oder sich die Meerestiere aus der
Region nicht mehr verkaufen las-
sen. Vor dem Reaktorunfall war die
Fischereiwirtschaft von Fukushima
von enormer wirtschaftlicher Be-
deutung. Heute beträgt derenWirt-

schaftskraft nur noch 14 Prozent
des Niveaus von vor der Katastro-
phe; ganz abgesehen von dem Re-
putationsverlust des Industrie-
zweigs.

Es verwundert deshalb nicht,
dass sich auch der japanische Fi-
schereiverband JF Zengyoren sehr
deutlich gegen die Verklappung
ausspricht. Greenpeace beziffert die
Menge an radioaktiven Abfällen auf
17Millionen Tonnen. Sie werden in
großen Müllsäcken in gerodeten
Gebieten und auf Feldern abge-
stellt. Dort sollen die Säcke bleiben,
bis sie in ein Zwischenlager ge-
bracht werden, das es noch nicht
gibt. Auch ein Endlager für die hoch
radioaktiven Atomabfälle aus den
KKW ist nicht in Sicht. Selbst die Su-
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„Wir müssen die Kernenergie
voll ausschöpfen.“

Fumio Kishida, japanischer Ministerpräsident

che nach einem Standort dafür ist
ins Stocken geraten. Derweil helfen
Notlösungen.

Im Jahr 2016 gab das japanische
Umweltministerium bekannt, dass
Stoffe und Gegenstände mit weni-
ger als 8000 Becquerel pro Kilo-
grammCäsium nicht mehr als kon-
taminierter Abfall eingestuft wer-
den und keinen Entsorgungsbe-
schränkungen unterliegen. Der
kontaminierte Boden kann nun
etwa für die Aufschüttung von Bö-
schungen verwendet und Gegen-
stände können recycelt werden. Die
landwirtschaftliche Produktion in
Fukushima und benachbarten Re-
gionen war nach der Havarie um
fast 90 Prozent zurückgegangen. Sie
hat sichmittlerweile aberwieder er-
holt. Der Agrarsektor konnte seine
Exportmenge sogar über das Vor-
Katastrophen-Niveau hinaus erhö-
hen. Nach wie vor bestehen aber in
Dutzend Ländern außerhalb der EU
weiter Einfuhrbeschränkungen für
landwirtschaftliche Produkte.

Eine entsprechende Verordnung
der EU wird im Juni dieses Jahres
überprüft; auch deshalb will Japan
vermitteln, dass sichdie Lage vorOrt
verbessert hat. Insgesamt wurden
über 160.000 Anwohner und An-
wohnerinnen aus der Region evaku-
iert. Mehr als 27.000 Personen kön-
nennoch immernicht in ihreHäuser
zurückkehren,weil sie inSperrgebie-
ten liegen. Wie viele zurückkehren
wollen, ist unklar. Mit dem Neubau
von Straßen und Infrastruktur soll
der Anreiz dazu erhöhtwerden.

Zugleich mehren sich die Stim-
men, die sich für zusätzliche Ent-
schädigungenandieOpfer ausspre-
chen. Enormes menschliches Leid
besteht auch weiterhin: Bei den Fa-
milien, die durch die Evakuierung
der Region voneinander getrennt
und provisorisch untergebracht
wurden, treten bis heute psychische
und physische Probleme auf. Viele
Menschen aus der Region fühlen
sich ausgegrenzt, sie leiden unter
dem Stigma der Reaktorkatastro-
phe. Die umgesiedelten Kinder
wurden an ihren Schulen gemobbt,
als „verstrahlt“, „radioaktiv“ oder
„ansteckend“ beschimpft.

Tepco und die japanische Re-
gierung werben um Vertrauen und

versprechen Transparenz. Beide
aber sind bei ihren Aufräumarbei-
ten sowohl mit nationalen wie
internationalen Konflikten kon-
frontiert, die sie nicht ohne weite-
res auflösen können. Auch gegen
internationales Recht dürfte Japan
verstoßen.

Das Seerechtsübereinkommen
der Vereinten Nationen UNCLOS
(United Nations Convention on the
Law of the Sea) verpflichtet die Ver-
tragsstaaten, die Ökosysteme der
Meere zu schützen und zu bewah-
ren. Trotz PR-Kampagnen sowie bi-
und multilateraler Gespräche ge-
lingt es der Regierung bisher weder,
die G7 als Unterstützer ihrer Maß-
nahmen zu gewinnen oder die An-
rainerstaaten zu besänftigen, noch
die Widerstände der Fischereiin-
dustrie zu überwinden.

Festhalten anKernkraft

Dessen ungeachtet hält Japan an
der Atomkraft fest: „Wir müssen die
Kernenergie voll ausschöpfen“, gab
Ministerpräsident Fumio Kishida
Anfang dieses Jahres die energie-
politische Richtung vor. Im Februar
2023 hat das Kabinett sogar das
Atomgesetz geändert. Atomkraft
wird darin erstmalig als Staats-
pflichtbezeichnet.NichtnurLeicht-
wasserreaktoren, auch Technolo-
gien wie die Modularen Kleinreak-
toren (Small Modular Reactors,
SMR) oder dieKernfusion sollen ge-
fördert werden.

Die alten KKW können nun bis
zu 70 Jahre am Netz bleiben, ob-
gleich ganz Japan Erdbebengebiet
ist. Ein erneuter Super-GAU wird
ausgeschlossen. Auch nach Tscher-
nobyl, das 1986 nicht hätte passie-
ren dürfen, oder demAKW in Sapo-
rischschja in der Ukraine, das nicht
hätte zum Angriffsziel werden dür-
fen, folgt Japan dem Prinzip Hoff-
nung; anders lässt sich kaum erklä-
ren, warum sich Japan – bisher ver-
geblich –umdenSegender Staaten-
gemeinschaft bemüht.

Lila Okamura ist Politologin und unterrichtet
Umweltpolitik an der Senshu-Universität in Tokio.

Achim Brunnengräber ist Politologe und
forscht zur Klima-, Energie- und Atompolitik an
der FU Berlin.

OPEN-SOURCE-INITIATIVE

Das ist ein Beitrag, der aus unserer Open-Source-Initiative entstanden
ist. Mit Open Source gibt die Berliner Zeitung freien Autorinnen und Autoren
sowie allen Interessierten die Möglichkeit, Texte mit inhaltlicher Relevanz
und professionellen Qualitätsstandards anzubieten. Ausgewählte Beiträge
werden veröffentlicht und honoriert.

Dieser Beitrag unterliegt der Creative Commons Lizenz (CC BY-NC-ND 4.0). Das bedeutet, dass
der Beitrag für nicht kommerzielle Zwecke unter Nennung des Autors und der Berliner Zeitung und
unter Ausschluss jeglicher Bearbeitung von der Allgemeinheit frei weiterverwendet werden darf.


